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Leitsätze Im Hinblick auf die Orientierungsfähigkeit

ist zu berücksichtigen, dass im Internet
frei zugängliche Stadtpläne und genaue
Wegbeschreibungen ebenso wie
entsprechende Apps auf Smartphones zu
Orientierungszwecken genutzt werden
können. Diesen kommt mittlerweile für
die Möglichkeit der Orientierung gerade
auf unbekannten Wegen im Alltag eine
überragende Bedeutung zu.
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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 13 SB 40/17
Datum 09.09.2020

3. Instanz

Datum -

Das Urteil des Sozialgerichts Oldenburg vom 1. MÃ¤rz 2017 wird
aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger die HÃ¤lfte seiner notwendigen
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.
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Tatbestand:

Der Beklagte wendet sich mit seiner Berufung gegen ein Urteil des Sozialgerichts
(SG) Oldenburg vom 1. MÃ¤rz 2017, dessen Gegenstand die Aufhebung eines
Bescheides des Beklagten ist, mit welchem dem KlÃ¤ger die Merkzeichen G und B
entzogen wurden. Ein Aspekt in diesem Zusammenhang ist, ob der
streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid deswegen keine Wirkung entfalten kann, weil darin
der falsche Ausgangsbescheid aufgehoben wurde.

Â 

Der 1995 geborene KlÃ¤ger ist genetisch bedingt von Geburt an nahezu taub. Mit
Bescheid vom 4. November 1998 wurde sein Grad der Behinderung (GdB) aufgrund
der FunktionsstÃ¶rung â��an Taubheit grenzende SchwerhÃ¶rigkeitâ�� mit 100
sowie die Merkzeichen G, B, H und RF festgestellt. ErgÃ¤nzend wurde mit Bescheid
vom 19. Dezember 2001 das Merkzeichen Gl festgestellt.

Â 

Im Rahmen von Amts wegen durchgefÃ¼hrter Ermittlungen teilte die behandelnde
HausÃ¤rztin des KlÃ¤gers Dr. N. unter dem 10. Januar 2012 mit, dem KlÃ¤ger sei im
Alter von 7 Jahren ein Cochlea-Implantat eingesetzt worden. Er besuche die 9.
Klasse des Gymnasiums des Landesbildungszentrums fÃ¼r HÃ¶rgeschÃ¤digte,
beherrsche die GebÃ¤rdensprache und eine schriftliche Kommunikation sei
problemlos mÃ¶glich. Der Ã�rztliche Dienst des Beklagten meinte in einer
Stellungnahme, mit Vollendung des 16. Lebensjahres entfielen die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Merkzeichen G und B. Nach AnhÃ¶rung der (ebenfalls
gehÃ¶rlosen) Eltern des KlÃ¤gers hob der Beklagte mit Bescheid vom 22. August
2012 den Bescheid vom 4.Â November 1998 insoweit auf, als dass die Merkzeichen
G und B mit Wirkung vom 1. September 2012 entfielen. Der nachfolgende
Widerspruch des KlÃ¤gers war erfolgreich, aufgrund noch nicht beendeten
Schulbesuchs erlieÃ� der Beklagte unter dem 1. November 2012 einen
Abhilfebescheid. Die Entscheidung lautete, der Widerspruch habe sich als
begrÃ¼ndet erwiesen und nunmehr gelte: â��Die Merkzeichen G, B werden ab 1.
September 2012 festgestellt.â��

Â 

Die Ã�rztin Dr. N. wurde seitens des Beklagten im September 2013 erneut befragt.
Sie teilte mit, der KlÃ¤ger habe angegeben, das 2002 eingesetzte Cochlea-
Implantat nur sehr selten zu benutzen und dass hierdurch die sehr minimale
HÃ¶rfÃ¤higkeit eigentlich nicht verbessert worden sei. Sehr laute GerÃ¤usche wie
einen sehr lauten LKW oder eine laute Klingel kÃ¶nne er wahrnehmen. Eine
Begleitung sei in allen Situationen erforderlich, in denen nur HÃ¶rende anwesend
seien. Der KlÃ¤ger habe jetzt den erweiterten Realschulabschluss erworben und
wolle am Rheinisch-WestfÃ¤lischen-Kolleg fÃ¼r HÃ¶rgeschÃ¤digte in O. das Abitur
machen. Hierzu nahm der Ã�rztliche Dienst des Beklagten â�� Dr. P. â��
dahingehend Stellung, da der KlÃ¤ger offensichtlich in der Lage sei, heimatfern eine
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Ausbildung in O. zu absolvieren, kÃ¶nne eine dauernde Begleitung bei der Nutzung
Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel jetzt nicht mehr objektiviert werden. Es sei also eine
wesentliche Ã�nderung eingetreten und die Merkzeichen G und B sollten jetzt
entzogen werden. Nach AnhÃ¶rung des nunmehr volljÃ¤hrigen KlÃ¤gers hob der
Beklagte mit Bescheid vom 4. MÃ¤rz 2014, gerichtet an die mittlerweile vom
KlÃ¤ger verfahrensbevollmÃ¤chtigten Eltern, den Bescheid vom 1. November 2012
insoweit auf, als die bisher festgestellten Merkzeichen G und B mit Wirkung vom 1.
April 2014 entfielen. Das nachfolgende Widerspruchsverfahren blieb gemÃ¤Ã�
Widerspruchsbescheid des Beklagten vom 5. Mai 2014 erfolglos.

Â 

Der KlÃ¤ger hat am 2. Juni 2014 Klage erhoben. Er hat eine hinreichende
BegrÃ¼ndung des angefochtenen Bescheides sowie die Benennung einer
gesetzlichen ErmÃ¤chtigungsgrundlage vermisst und sich im Ã�brigen hinsichtlich
der Entziehung des Merkzeichens B auf ein Urteil des Landessozialgerichtes (LSG)
Baden-WÃ¼rttemberg â�� L 6 SB 5788/11 â�� vom 21. Februar 2013 berufen.
Aufgrund bestehender KommunikationsstÃ¶rungen des KlÃ¤gers sei die Entziehung
des Merkzeichens B nicht gerechtfertigt. Das SG Oldenburg hat Befundberichte der
behandelnden HausÃ¤rztin Dr. N. und des behandelnden HNO-Arztes Dr. Q.
eingeholt. Dr. Q. hat von einer leichten kommunikativen Erleichterung durch das
Cochlea-Implantat berichtet, wohingegen der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt hat, er kÃ¶nne
auch mit dem Cochlea-Implantat keine Sprache verstehen und hÃ¶ren. Er kÃ¶nne
nur GerÃ¤usche wahrnehmen und brauche einen GebÃ¤rdensprachdolmetscher in
der Kommunikation. DemgegenÃ¼ber hat Dr. P. fÃ¼r den Ã�rztlichen Dienst des
Beklagten auf ein Ton- und Sprachaudiogramm vom 7. MÃ¤rz 2013 hingewiesen,
wonach von einer FunktionstÃ¼chtigkeit des Implantats ausgegangen werden
kÃ¶nne. Die wesentliche Ã�nderung sei durch eine offensichtlich eingetretene
Nachreifung eingetreten, von einer besonderen BeeintrÃ¤chtigung sei auch in
Anbetracht des Besuchs einer heimatfernen Schule in O. nicht mehr auszugehen.
DemgegenÃ¼ber hat der KlÃ¤ger nochmals darauf hingewiesen, das
HÃ¶rverstÃ¤ndnis nach diesem Ton- und Sprachaudiogramm sei nicht ausreichend,
um Sprache in der Kommunikation zu verstehen. Zudem sei seitens der
Bezirksregierung R. amtlich festgestellt worden, dass er sonderpÃ¤dagogischen
FÃ¶rderbedarf habe. Mit dem Cochlea-Implantat kÃ¶nne er nur GerÃ¤usche
wahrnehmen und sei in vielen alltÃ¤glichen Dingen auf UnterstÃ¼tzungsleistungen
angewiesen. Die heimatferne Ausbildung erfolge aufgrund fehlender
entsprechender AusbildungsmÃ¶glichkeiten in S.. Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers hat angeregt, vom Internat des KlÃ¤gers eine Stellungnahme Ã¼ber die
vielfÃ¤ltigen behinderungsbedingten Probleme und den bestehenden
sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarf einzuholen.

Â 

Das SG Oldenburg hat ein HNO-Ã¤rztliches, audiologisches
SachverstÃ¤ndigengutachten des Facharztes Dr. T. eingeholt, das dieser unter dem
11. Juli 2016 erstattet hat. Er hat im Rahmen der Anamnese berichtet, der KlÃ¤ger
sei das einzige Kind gehÃ¶rloser Eltern und lebe hauptsÃ¤chlich in der Sozialisation
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von GehÃ¶rlosen. Hier sei er in der KommunikationsfÃ¤higkeit nicht eingeschrÃ¤nkt
und kommuniziere mit GebÃ¤rdensprache. Hobbies seien sportliche AktivitÃ¤ten,
insbesondere FuÃ�ball spielen. Mit dem Cochlea-Implantat erreiche er die
Wahrnehmung von GerÃ¤uschen, aber kein offenes Sprachverstehen. Links bestehe
eine vollstÃ¤ndige Ertaubung, rechts lediglich ein ResthÃ¶rvermÃ¶gen im
Tieftonbereich. Der KlÃ¤ger sei in seiner KommunikationsfÃ¤higkeit erheblich
eingeschrÃ¤nkt. Die Lautsprache beherrsche er fast gar nicht, auch im
schriftsprachlichen Bereich sei er deutlich eingeschrÃ¤nkt und kommuniziere mit
der deutschen GebÃ¤rdensprache, wo er eine hohe Kompetenz habe. AuÃ�erhalb
der Sozialisation von GehÃ¶rlosen sei er auf eine Begleitperson angewiesen. Daher
seien die Voraussetzungen fÃ¼r die Anerkennung des Merkzeichens B
gegenwÃ¤rtig noch erfÃ¼llt, diejenigen fÃ¼r das Merkzeichen G hingegen eindeutig
nicht. Das Merkzeichen B solle zunÃ¤chst bis zum Abschluss der schulischen
Ausbildung aufrecht erhalten bleiben.

Â 

Der Ã�rztliche Dienst des Beklagten â�� Dr. P. â�� hat sich dem Gutachten unter
Hinweis auf die Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tze (VMG) nicht angeschlossen.
Bei an Taubheit grenzender SchwerhÃ¶rigkeit lÃ¤gen die Voraussetzungen fÃ¼r die
Feststellung der Merkzeichen G und B hiernach in der Regel bis zum 16. Lebensjahr
vor, spÃ¤ter nur dann, wenn erhebliche StÃ¶rungen der Ausgleichsfunktion (z. B.
Sehbehinderung, geistige Behinderung) hinzutrÃ¤ten. Dies sei bei dem KlÃ¤ger
nicht der Fall. DiesbezÃ¼glich hat Dr. T. unter dem 24. August 2016 sein Gutachten
ergÃ¤nzt und ist bei seiner Auffassung geblieben. Die Feststellung des
Merkzeichens B sei weiterhin erforderlich, da der KlÃ¤ger ohne Begleitung eines
Dolmetschers nicht kommunizieren kÃ¶nne. ErgÃ¤nzend hat Dr. N. nochmals eine
Ã¤rztliche Bescheinigung erstellt. FÃ¼r den Ã�rztlichen Dienst des Beklagten hat
Dr.Â  P. darauf hingewiesen, das Erfordernis eines Dolmetschers sei durch weitere
Zuerkennung des Merkzeichens H gewÃ¼rdigt worden. DemgegenÃ¼ber kÃ¶nne
nicht objektiviert werden, dass zur Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel eine
Begleitperson dauernd erforderlich sei.

Â 

Mit Urteil vom 1. MÃ¤rz 2017 hat das SG Oldenburg den Bescheid des Beklagten
vom
4. MÃ¤rz 2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. Mai 2014
aufgehoben und hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, korrekterweise habe nicht der
Bescheid vom 1. November 2012, sondern derjenige vom 4. November 1998
aufgehoben werden mÃ¼ssen. Beim Bescheid vom 1.Â November 2012 handele es
sich in der Sache um einen Abhilfebescheid. Demzufolge sei der im
Ursprungsbescheid vom 4. November 1998 definierte Status des KlÃ¤gers nach
dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) weiterhin gÃ¼ltig gewesen. Auch
eine entsprechende Auslegung des angefochtenen Bescheides sei nicht mÃ¶glich.

Â 
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Gegen das ihm am 15. MÃ¤rz 2017 zugestellte Urteil hat der Beklagte am 20. MÃ¤rz
2017 Berufung eingelegt. Er meint, dass nicht (zusÃ¤tzlich auch) der
Ursprungsbescheid vom 4. November 1998 aufgehoben worden sei, sei
unschÃ¤dlich, da der Abhilfebescheid vom 1.Â November 2012 den letzten
maÃ�geblichen Vergleichsbescheid darstelle. Zudem lasse der Aufhebungsbescheid
vom 4. MÃ¤rz 2014 den Willen des Beklagten eindeutig erkennen und inhaltlich
keine Zweifel daran aufkommen, dass die frÃ¼here Feststellung aufgehoben
werden sollte. Dementsprechend dÃ¼rfte auch der entsprechende Bescheid vom 4.
November 1998 konkludent aufgehoben sein.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

das Urteil des SG Oldenburg vom 1. MÃ¤rz 2017 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r Ã¼berzeugend und verweist zudem auf sein
bisheriges inhaltliches Vorbringen.

Â 

Seitens des bisherigen Berichterstatters ist zunÃ¤chst unter dem 18. Februar 2019
eine AnhÃ¶rung zu einer Vorgehensweise nach Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) durchgefÃ¼hrt worden. Der Senat hat die Beteiligten mit Schreiben vom 20.
Januar 2020 anschlieÃ�end jedoch auf sein Urteil L 13 SB 14/19 vom 11. Dezember
2019 hingewiesen, wonach in einem Ã¤hnlich gelagerten Fall eine Umdeutung nach 
Â§ 43 Abs. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) vorgenommen worden ist, und
hat den Beteiligten die MÃ¶glichkeit zu weiterer inhaltlicher Stellungnahme
gegeben. 

Â 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Rechtsstreits durch Urteil
ohne DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt. 
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Â 

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes sowie des Beweisergebnisses wird
auf die Gerichtsakten und die beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten
verwiesen, die dem Gericht vorgelegen haben und die Gegenstand der Beratung
gewesen sind.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (Â§Â 151 Abs.Â 1 Sozialgerichtsgesetz â��SGGâ��)
eingelegte Berufung, Ã¼ber die der Senat mit dem EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG), ist
zulÃ¤ssig (Â§Â 143 SGG) und begrÃ¼ndet. Der Bescheid des Beklagten vom 4.
MÃ¤rz 2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 
5. Mai 2014 ist â�� nach vorgenommener Umdeutung â�� rechtmÃ¤Ã�ig und
verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Â 

Der angefochtene Bescheid findet seine Rechtsgrundlage in Â§ 48 Abs. 1 S. 1 SGB X
. Nach dieser Vorschrift ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r
die Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt. Von einer solchen ist im Schwerbehindertenrecht bei einer
Ã�nderung im Gesundheitszustand des behinderten Menschen auszugehen, wenn
aus dieser entweder die ErhÃ¶hung oder Herabsetzung des Gesamt-GdB um
wenigstens 10 folgt, wÃ¤hrend das Hinzutreten weiterer FunktionsstÃ¶rungen mit
einem Einzel-GdB von 10 regelmÃ¤Ã�ig ohne Auswirkung auf den Gesamt-GdB
bleibt (vgl. Bundessozialgericht â�� BSG â��, Urteil vom 17. April 2013 â�� B 9 SB
3/12 R â�� juris Rn. 26 m. w. N.), oder wenn der Ã�nderung eine Relevanz fÃ¼r die
Feststellung von Merkzeichen zukommt. Insoweit kommt als maÃ�geblicher
Bezugspunkt fÃ¼r die Annahme einer Ã�nderung auch der Eintritt eines
bestimmten Lebensalters wie der VolljÃ¤hrigkeit in Betracht (vgl. BSG, Urteil vom
12. November 1996 â�� 9 RVs 18/94 â�� juris Rn. 15).

Der Umstand, dass die im Ausgangsbescheid vom Beklagten erklÃ¤rte Aufhebung
den Bescheid vom 1. November 2012 und nicht den ursprÃ¼nglich die Merkzeichen
G und B feststellenden Bescheid vom 4. November 1998 benannt hat, fÃ¼hrt
letztlich nicht zu einer Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides.

Zwar fÃ¼hrt die Anwendung des Bestimmtheitsgebots des Â§ 33 SGB X zunÃ¤chst
zu dem Zwischenergebnis, dass der Beklagte mit seinem Bescheid vom 4. MÃ¤rz
2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. Mai 2014 den Bescheid vom 1.
November 2012 aufgehoben hat, der â�� wie das SG Oldenburg im Urteil vom 1.
MÃ¤rz 2017 zutreffend ausgefÃ¼hrt hat â�� der Sache nach einen Abhilfebescheid
darstellt, und nicht den Bescheid vom 4. November 1998 (vgl. Senat, Urteil vom 11.

                             6 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20SB%203/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20SB%203/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=9%20RVs%2018/94
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/33.html


 

Dezember 2019 â�� L 13 SB 14/19 â�� juris Rn. 26, m. w. N.). In Anbetracht des
klaren Wortlauts des Bescheides vom 4. MÃ¤rz 2014 ist auch eine Auslegung in der
Weise nicht mÃ¶glich, es sei auch der Bescheid vom 4. November 1998 aufgehoben
worden. Aus dieser unterbliebenen Aufhebung folgt als Zwischenergebnis, dass
nach dem durch Auslegung gewonnenen Regelungsinhalt des Bescheides vom 4.
MÃ¤rz 2014 die rechtliche Wirkung des Bescheides vom 4. November 1998,
namentlich die dort ausgesprochene Feststellung der Merkzeichen G und B, nicht
entfallen ist, sondern vielmehr dieser Bescheid mit der darin getroffenen Regelung
(einschl. Feststellung der Merkzeichen G und B) wirksam geblieben ist. Denn ein
Verwaltungsakt bleibt wirksam, so lange er nicht zurÃ¼ckgenommen, widerrufen,
anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist.

Â 

Nach Â§ 43 Abs. 1 SGB X kann jedoch ein fehlerhafter Verwaltungsakt in einen
anderen Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf das gleiche Ziel gerichtet
ist, von der erlassenden BehÃ¶rde in der geschehenen Verfahrensweise und Form
rechtmÃ¤Ã�ig hÃ¤tte erlassen werden kÃ¶nnen und wenn die Voraussetzungen
fÃ¼r dessen Erlass erfÃ¼llt sind. Diese Voraussetzungen liegen hier vor.

Dies gilt nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB X allerdings nicht, wenn der Verwaltungsakt,
in den der fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wÃ¤re, der erkennbaren Absicht
der erlassenden BehÃ¶rde widersprÃ¤che oder seine Rechtsfolgen fÃ¼r den
Betroffenen ungÃ¼nstiger wÃ¤ren als die des fehlerhaften Verwaltungsaktes.
Erkennbare Absicht war hier jedoch nicht die Aufhebung eines spezifischen
Regelungsgehalts des Bescheides vom 1. November 2012 oder vorrangig
Ã¼berhaupt des Bescheides vom 1. November 2012, sondern die Entziehung der
Merkzeichen G und B mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft, wie dies im
AnhÃ¶rungsschreiben vom 5. Februar 2014 i. V. m. dem AnhÃ¶rungsschreiben vom
8. Januar 2014 auch deutlich zum Ausdruck gekommen ist. In jenen Schreiben war
der Bescheid vom 1. November 2012 nicht einmal erwÃ¤hnt worden. Die fÃ¼r die
Anwendung des Â§ 43 Abs. 2 S. 1 SGB X maÃ�gebliche Absicht des Beklagten war
somit gerichtet auf eine inhaltliche Entscheidung â�� hier: Entziehung der
Merkzeichen G und B mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft â�� und nicht auf die
Aufhebung eines datumsmÃ¤Ã�ig bestimmten Bescheides, die lediglich das Mittel
zur Erreichung dieses Ziels war (in diesem Sinne auch Steinwedel, Anmerkung zum
Senatsurteil vom 26. September 2018 â�� L 13 SB 89/16 â�� jurisPR-SozR 6/2019
Anm. 2 vom 28. MÃ¤rz 2019).

Das Ziel der so verstandenen erkennbaren Absicht des Beklagten lÃ¤sst sich durch
Umdeutung des Bescheides des Beklagten vom 4. MÃ¤rz 2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 5. Mai 2014 in eine (Teil-)Aufhebung des Bescheides
vom 4. November 1998 anstatt des Bescheides vom 1. November 2012 unter
Beibehaltung des sonstigen Regelungsinhalts des angefochtenen Bescheides
erreichen. Die insoweit eintretenden Rechtsfolgen sind fÃ¼r den KlÃ¤ger auch nicht
ungÃ¼nstiger als die des fehlerhaften Verwaltungsaktes, wenn von der Tatsache
abgesehen wird, dass der zunÃ¤chst erlassene, fehlerhafte, nicht begÃ¼nstigende
Verwaltungsakt inhaltlich ins Leere geht, was fÃ¼r den KlÃ¤ger aufgrund des fÃ¼r
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ihn nachteiligen Regelungsgehalts des fehlerhaften Bescheids natÃ¼rlich gÃ¼nstig
ist; eine Korrektur derartiger Fehler ist jedoch das gesetzliche Ziel der nach Â§ 43
SGB X bestehenden MÃ¶glichkeit einer Umdeutung und nicht Gegenstand des
GÃ¼nstigkeitsvergleichs (zu alledem auch: Senat, Urteil vom 11. Dezember 2019, 
a. a. O., juris Rn. 27 â�� 29). Die Umdeutung, die im Verwaltungsverfahren nicht
erfolgt ist, kann durch den Senat vorgenommen werden (nÃ¤her Senat, Urteil vom
11. Dezember 2019, a. a. O., juris Rn. 30). 

Die erforderlichen formellen Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass des somit nach Â§ 43
SGB X im Sinne einer Aufhebung des Bescheides vom 4. November 1998
umzudeutenden Ausgangsbescheides vom 4. MÃ¤rz 2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 5. Mai 2014 sind erfÃ¼llt, insbesondere ist dem
Bescheid eine ordnungsgemÃ¤Ã�e AnhÃ¶rung gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 1 SGB X
vorausgegangen.

Auch die materiellen Voraussetzungen der Rechtsgrundlage des Â§ 48 Abs. 1 S. 1
SGB X lagen im entscheidungserheblichen Zeitpunkt des Widerspruchsbescheids als
letzter maÃ�geblicher Verwaltungsentscheidung vor. Danach ist ein Verwaltungsakt
mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den tatsÃ¤chlichen und
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass des Verwaltungsaktes vorgelegen
haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Dies ist sowohl hinsichtlich des
Merkzeichens G als auch des Merkzeichens B vorliegend der Fall.

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r
den Nachteilsausgleich G sind hier noch Â§Â§ 145 Abs. 1 S. 1, 146 Abs. 1 S 1 i. V. m.
Â§ 69 Abs. 1 und 4 SGB IX a. F. (nunmehr Â§Â§ 228 Abs. 1 S. 1, 229 Abs. 1 S 1 i. V.
m. Â§ 152 Abs. 1 und 4 SGB IX in der seit dem 1. Januar 2018 geltenden Neufassung
durch das Gesetz zur StÃ¤rkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen
mit Behinderungen [Bundesteilhabegesetz â�� BTHG], BGBl. I 2016, 3234 ff.).
GemÃ¤Ã� Â§ 145 Abs. 1 S. 1 SGB IX a. F. haben schwerbehinderte Menschen, die
infolge ihrer Behinderung in ihrer BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr
erheblich beeintrÃ¤chtigt sind, gegen Vorzeigen eines entsprechend
gekennzeichneten Ausweises nach Â§Â 69 Abs. 5 SGB IX a. F. Anspruch auf
unentgeltliche BefÃ¶rderung im Nahverkehr i. S. des Â§Â 147 Abs. 1 SGB IX a. F.;
Ã¼ber das Vorliegen der damit angesprochenen gesundheitlichen Merkmale treffen
die fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen
BehÃ¶rden die erforderlichen Feststellungen (Â§ 69 Abs. 1 und 4 SGB IX a. F.).

Â 

Nach Â§ 146 Abs. 1 S 1 SGB IX a. F. ist in seiner BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt, wer infolge einer EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden oder infolge von AnfÃ¤llen oder von
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten
oder nicht ohne Gefahr fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr
zurÃ¼ckzulegen vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden.
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Â 

MaÃ�stÃ¤be fÃ¼r die Bestimmung des Personenkreises schwerbehinderter
Menschen mit einer erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr enthÃ¤lt die aufgrund des Â§ 30 Abs. 17 (bzw. Abs. 16)Â BVG
erlassene und zwischenzeitlich mehrfach geÃ¤nderte Rechtsverordnung zur
DurchfÃ¼hrung des Â§ 1 Abs. 1 und 3, des Â§ 30 Abs. 1 und des Â§ 35 Abs. 1 BVG
(Versorgungsmedizin-VerordnungÂ â�� VersMedV -) vom 10. Dezember 2008Â 
(BGBl. I 2412). Die zum 15. Januar 2015 in Kraft getretene Ã�bergangsregelung des
Â§Â 159 Abs. 7 SGBÂ IX (jetzt: Â§ 241 Abs. 5 SGB IX) sieht ausdrÃ¼cklich vor, dass
bis zum Inkrafttreten einer eigenstÃ¤ndigen Rechtsverordnung fÃ¼r das
Schwerbehindertenrecht aufgrund von
Â§Â 70 Abs. 2 SGB IXÂ (jetzt: Â§ 153 Abs. 2 SGB IX), in der u. a. die medizinischen
Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen aufgestellt werden sollen, die
MaÃ�stÃ¤be des Â§ 30 Abs. 1 BVG und der auf Grund des Â§ 30 Abs. 16 BVG
erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend gelten. Damit hat der Gesetzgeber u.
a. die Anwendung der Regelungen angeordnet, die in Teil D Nr. 1 der alsÂ Anlage zu
Â§ 2 VersMedVÂ erlassenen â��Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzeâ�� (VMG)
vorgesehen sind. Die darin enthaltenen Konkretisierungen sind auch deshalb
verbindlich, weil die VMG antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten darstellen, die
wegen ihrer normÃ¤hnlichen Wirkungen wie untergesetzliche Rechtsnormen
anzuwenden sind (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG, vgl. Urteil vom 11. August
2015 â�� B 9 SB 2/14 R â�� Rn. 12 m. w. N.). 

Â 

GemÃ¤Ã� den in den VMG niedergelegten GrundsÃ¤tzen fÃ¼r die Feststellung der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r den Nachteilsausgleich G (Teil D Nr. 1 b) ist
ein schwerbehinderter Mensch in seiner BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr
erheblich beeintrÃ¤chtigt, der infolge einer EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens,
auch durch innere Leiden, oder infolge von AnfÃ¤llen oder von StÃ¶rungen der
OrientierungsfÃ¤higkeit, nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten oder nicht ohne
Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr zurÃ¼ckzulegen
vermag, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. Bei der
PrÃ¼fung der Frage, ob diese Voraussetzungen vorliegen, kommt es nicht auf die
konkreten Ã¶rtlichen VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalles an, sondern darauf, welche
Wegstrecken allgemein â�� d. h. altersunabhÃ¤ngig von nicht behinderten
Menschen â�� noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt werden. Als ortsÃ¼bliche Wegstrecke
in diesem Sinne gilt eine Strecke von etwa zwei Kilometern, die in etwa einer halben
Stunde zurÃ¼ckgelegt wird. Nach Teil D Nr. 1 d VMG sind die Voraussetzungen
fÃ¼r die Annahme einer erheblichen BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit
im StraÃ�enverkehr infolge einer behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens als erfÃ¼llt anzusehen, wenn auf die GehfÃ¤higkeit sich
auswirkende FunktionsstÃ¶rungen der unteren GliedmaÃ�en und/oder der
LendenwirbelsÃ¤ule bestehen, die fÃ¼r sich einen GdB von wenigstens 50
bedingen. DarÃ¼ber hinaus kÃ¶nnen die Voraussetzungen bei Behinderungen an
den unteren GliedmaÃ�en mit einem GdB unter 50 gegeben sein, wenn diese
Behinderungen sich auf die GehfÃ¤higkeit besonders auswirken, z.Â B. bei
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Versteifung des HÃ¼ftgelenks, Versteifung des Knie- oder FuÃ�gelenks in
ungÃ¼nstiger Stellung, arteriellen Verschlusskrankheiten mit einem GdB von 40.
Auch bei inneren Leiden kommt es bei der Beurteilung entscheidend auf die
EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens an. Dementsprechend ist eine erhebliche
BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit vor allem bei HerzschÃ¤den mit
BeeintrÃ¤chtigung der Herzleistung wenigstens nach Gruppe 3 und bei
Atembehinderungen mit dauernder EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion wenigstens
mittleren Grades anzunehmen. Auch bei anderen inneren Leiden mit einer schweren
BeeintrÃ¤chtigung der kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit, z. B. chronische
Niereninsuffizienz mit ausgeprÃ¤gter AnÃ¤mie, sind die Voraussetzungen als
erfÃ¼llt anzusehen.

Â 

Anspruch auf den Nachteilsausgleich G hat Ã¼ber die genannten Regelbeispiele
hinausgehend auch der schwerbehinderte Mensch, der nach PrÃ¼fung des
einzelnen Falles aufgrund anderer Erkrankungen mit gleich schweren Auswirkungen
auf die Gehfunktion und die zumutbare Wegstrecke dem beispielhaft
aufgefÃ¼hrten Personenkreis gleichzustellen ist (vgl. BSG, Urteil vom 11. August
2015 â�� B 9 SB 1/14 R â�� Rn. 19).

Â 

ZunÃ¤chst gehÃ¶rt der KlÃ¤ger zwar zum Kreis der gehÃ¶rlosen behinderten
Menschen, welche stets einen Anspruch auf unentgeltliche BefÃ¶rderung haben
(vgl. Â§ 228 Abs. 1 S. 1 SGB IX, Teil D Nr. 1 a VMG). Indes ist keine der in Teil D Nr.
1 VMG aufgefÃ¼hrten Fallgruppen, die zur Feststellung des Merkzeichens G
fÃ¼hren wÃ¼rden, beim KlÃ¤ger gegeben. Auch liegen aufgrund der medizinischen
Erkenntnisse, die bislang im Verwaltungsverfahren und im gerichtlichen Verfahren
gewonnen worden sind, keine hinreichenden Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, der KlÃ¤ger
wÃ¤re gehindert, ortsÃ¼bliche Wegstrecken zu FuÃ� infolge einer
behinderungsbedingten EinschrÃ¤nkung des GehvermÃ¶gens, auch durch innere
Leiden oder infolge von AnfÃ¤llen oder StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit
zurÃ¼ckzulegen (vgl. Teil D Nr. 1 b VMG). Auch leidet er weder unter den in den
VMG unter Abschnitt D, Ziffer 1 d) bis f) enthaltenen Regelbeispielen genannten
orthopÃ¤dischen oder internistischen FunktionseinschrÃ¤nkungen noch unter den
dort genannten hirnorganischen AnfÃ¤llen bzw. StÃ¶rungen der
OrientierungsfÃ¤higkeit infolge psychischer Erkrankung. Zwar handelt sich hierbei
nicht um eine abschlieÃ�ende AufzÃ¤hlung des anspruchsberechtigten
Personenkreises, sondern lediglich um Regelbeispiele (â��RegelfÃ¤lleâ��, so BSG,
Urteil vom 24. April 2008 â�� B 9/9a SB 7/06 R, SozR 4-3250 Â§ 146 Nr. 1, juris Rn.
12), die fÃ¼r andere behinderte Menschen als VergleichsmaÃ�stab dienen (LSG
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11.Â Dezember 2008 â��
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